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Die Linke im Rat der Stadt Bochum, 44777 Bochum

An die Ratsfraktionen von
SPD und Bündnis 90/Die Grünen

Bochum, den 10. Juni 2026

(Offener) Brief der Bochumer Ratsfraktion Die Linke an die
Fraktionen von SPD und Grünen

Für mehr Bildungsgerechtigkeit in Bochum!

Liebe SPD-Fraktion, liebe Fraktion Bündnis 90/Die Grünen,

glaubt man den Berichten und Kommentaren in der WAZ, entsteht der Eindruck, alles sei
schon beschlossene Sache: Bochum erhält ein elftes Gymnasium. Einzig strittig ist offenbar
nur noch die Namensgebung.
Aber: Waren SPD und Grüne nicht einmal angetreten für längeres gemeinsames Lernen?
Rot-Rot-Grün hätte in Bochum die Chance, seine Gestaltungsmehrheit zu nutzen und statt
des elften Gymnasiums eine siebte Gesamtschule als gemeinsames Bildungsprojekt für
mehr Bildungsgerechtigkeit durchzusetzen.
Gewiss, es gibt das Argument des Elternwillens. Und da übertreffe nun einmal die Zahl der
gymnasialen Anmeldungen mit 1.302 die der Gesamtschulanmeldungen mit 902. Deshalb
komme man nicht umhin, der Elternnachfrage mit der Bereitstellung eines Gymnasiums
Rechnung zu tragen. Allerdings ist die Stadt nicht lediglich Adressatin des Elternwillens,
sondern hat ihn durch ihre Schulentwicklungsplanung über Jahrzehnte hinweg mitgeprägt.
Durch den gezielten Ausbau gymnasialer Standorte hat die Stadt selbst dazu beigetragen,
entsprechende Bildungspräferenzen und die Nachfrage zu verstärken.
Außerdem: Wenn schon die Nachfrage derart hervorgehoben wird, ist sie auch langfristig
von Dauer? Können wir angesichts längerfristig sinkender Schüler*innenzahlen wirklich dem
Schiller- und Graf-Engelbert-Gymnasium eine Bestandsgarantie geben? Und jetzt soll nur
wenige hundert Meter Richtung Innenstadt ein weiteres Gymnasium errichtet werden:
Besteht hier nicht die Gefahr, dass Überkapazitäten produziert werden, die in anderen
Stadtteilen dringend fehlen?

Rathaus, Ebene 0, Zimmer 054Willy-Brandt-Platz 2-644777 Bochum
Telefon: 0234 – 910 1296E-Mail: linksfraktion@bochum.deInternet: dielinke-bochum-ratsfraktion.de



S e i t e 2 | 2

Aber wenn es schon um Nachfrage geht: Der Schulentwicklungsplan stellt fest, dass bei den
Gesamtschulen ein dauerhafter zusätzlicher Bedarf von 30 Klassen besteht. Weder die
Umwandlung der Nelson-Mandela-Schule noch die Erweiterung der Kapazitäten im Rahmen
der Verlagerung der Gesamtschule Mitte reichen aus, um diesen Bedarf zu decken. Hinzu
kommt, dass nach der Verlagerung der Gesamtschule Mitte mit der Heinrich-Böll-
Gesamtschule nur noch eine innenstadtnahe Gesamtschule fünf Gymnasien
gegenüberstehen wird. Dies wirft die Frage auf, ob das schulische Angebot damit noch
ausgewogen ist.
Und es gibt ja neben dem Elternwillen auch noch den Willen der Schüler*innen. Die
Landesschüler*innenvertretung NRW (LSV NRW) sagt klar, dass „das mehrgliedrige
Schulsystem abgeschafft werden und durch die Inklusive Ganztagsgesamtschule ersetzt
werden“ soll.
Eine weitere Überlegung: Die Gymnasial-Lobby ist gut vernetzt und auch medial – siehe
WAZ – äußerst präsent. Warum müssen progressive Kräfte ausgerechnet diese Klientel
bedienen? Müsste linke Bildungspolitik nicht vor allem denen eine Stimme geben, die
weniger durchsetzungsstark sind? Müssen wir nicht vor allem jene Kinder im Fokus haben,
die gerade nicht „aus gutem Hause kommen“ und die deshalb eine ganz andere
Bildungsunterstützung brauchen? Seit wann machen wir uns die Sorgen derjenigen zu
eigen, die sich am liebsten nur eine Halbtagsschule wünschen, vor allem aber weitgehend
unter sich bleiben wollen, ohne die störenden „Problemkinder“, die natürlich auch gar nicht
fürs Gymnasium „geeignet“ sind?
Politik für mehr Bildungsgerechtigkeit kann – so meinen wir – aber auch die
Bildungsangebote strukturieren und allen bildungsbeflissenen Eltern deutlich machen: An der
neuen weiterführenden Schule können wirklich alle Fächer und alle Bildungsgänge belegt
und Abschlüsse erreicht werden, nur eines wird es nicht mehr geben: Abschulung und elitäre
Ausgrenzung. Dafür aber werden alle nach ihren Möglichkeiten umfassend gefördert, eine
inklusive Gesamtschule eben. Was, bitte, mehr?
Diese Argumentation könnte Rot-Rot-Grün offensiv in die Öffentlichkeit bringen und damit
auch Akzente für die kommende Landtagswahl setzen. Das wäre unseres Erachtens ein
glaubwürdigeres politisches Vorgehen als die Kapitulation vor einem bildungskonservativen
Mainstream. Wir haben doch einen Gestaltungsanspruch für mehr Bildungsgerechtigkeit, für
Bildungskarrieren, die gerade nicht vom Geldbeutel der Eltern abhängen! Noch mehr vom
Gleichen, noch mehr Gymnasien, deren Alleinstellungsmerkmal die Möglichkeit der
Abschulung ist und die auch nicht zur Inklusion verpflichtet sind, löst das Problem
mangelnder Bildungsgerechtigkeit nicht, verschärft es vielleicht sogar.
Deshalb unsere dringende Bitte: Lasst uns gemeinsam für Bochum einen deutlichen Akzent
für mehr Bildungsgerechtigkeit setzen und statt des elften Gymnasiums eine siebte
Gesamtschule beschließen!

Eure Wiebke Köllner
Fraktionsvorsitzende Ratsfraktion Die Linke


